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«Das ist keine schlechte Leistung»
Serge Gaillard, der abtretende Finanzchef des Bundes, hält den Balanceakt in der Corona-Krise für gelungen

Herr Gaillard, in den hektischen Mona-
ten der Pandemie spielten Sie beim Bund
in Finanz- und Wirtschaftsfragen eine
zentrale Rolle. Wie beurteilen Sie heute
das Krisenmanagement der Schweiz?
Insgesamt haben wir die Krise bisher
gut gemeistert. Aus meiner Sicht ist es
gelungen, gesundheits-, sozial- und wirt-
schaftspolitische Erwägungen in die
Entscheidungen einzubeziehen. Ein-
zelne Entscheide oder Regeln haben si-
cher für Stirnrunzeln gesorgt, aber man
darf nicht vergessen, dass der Bundes-
rat häufig rasch und in einer unsicheren
Datenlage handeln musste.

Wie gut ist aus Ihrer Sicht insgesamt die
Abwägung zwischen Gesundheit und
Wirtschaft gelungen? War die Schweiz
aus Rücksicht auf die Wirtschaft zu
nachlässig, hat sie zu viele Tote in Kauf
genommen?
Ich habe die Diskussionen immer so
verstanden, dass eine Überlastung der
Spitäler verhindert werden soll. Das
ist der Schweiz bisher gelungen. Und
gleichzeitig konnten wir im internatio-
nalen Vergleich einen zu starken Ein-
bruch der Wirtschaft und der Einkom-
men bis heute verhindern. Das ist keine
schlechte Leistung.

Allerdings werden Bund und Kantone
von rechts bis links kritisiert, die Finanz-
hilfen für betroffene Firmen flössen zu
langsam und seien zu knausrig.
DieKritik betrifft dieHärtefallhilfen.Ins-
gesamt hat der Bund schnell und beherzt
Unterstützung bereitgestellt: Die Löhne
der Angestellten wurden mit der Kurz-
arbeit abgesichert, die Einkommen der
Selbständigen mit dem neuen Covid-Er-
werbsersatz. Hinzu kamen grosszügige
Bürgschaften für Bankkredite, um die
Liquidität zu sichern. Insgesamt hat der
Bund2020 für dieCovid-19-Krise etwa 15
MilliardenFranken ausgegebenundKre-
ditrisiken von rund 17Milliarden in seine
Bücher genommen.Er hat wohl seit dem
Zweiten Weltkrieg noch nie derart viele
Mittel zur sozialen und wirtschaftlichen
Abfederung einer Krise aufgewendet.

Aber bei der Härtefallhilfe für betrof-
fene Firmen hapert es immer noch.
Ja, leider.Damussten wir Neuland betre-
ten.Das Parlament hat dieses Instrument
im September als Hilfe für Härtefälle ge-
schaffen,mit Einzelfallprüfung und Bun-
desbeiträgen an kantonale Programme.
Die Kantone haben sich darauf vorberei-
tet, diese Hilfen auszubezahlen.Zum Jah-
reswechsel haben Parlament und Bun-
desrat das Konzept weiterentwickelt zu
einem System mit Beiträgen an die Fix-
kosten von geschlossenen Betrieben. Im
Eiltempo setzen die Kantone jetzt auch
diese Beschlüsse um, viele Regierungen
haben letzte Woche entsprechende Ent-
scheide gefällt. Einige Kantone tätigten
bereits im Januar Zahlungen, und fast
alle werden Ende Februar so weit sein.

Selbst die Ökonomen der bundes-
rätlichen Task-Force kritisieren, die
Schweiz mache zu wenig.
ZumTeil zirkulieren merkwürdigeArgu-
mente.Es wird argumentiert, der Schweiz
gehe es gut, alsomüsse sie mehrGeld ver-
teilen.Und manmüsse die Firmen unter-
stützen, sonst würden sie Einschränkun-
gen bekämpfen. Ich denke auch, dass
Hilfe nötig ist. Aber die Tatsache, dass
wir finanzpolitisch gut dastehen, recht-
fertigt für sich allein keine zusätzlichen
Ausgaben. Und sie entbindet auch nicht
von der Pflicht, vor jeder gesundheits-
politisch motivierten Einschränkung des
Wirtschaftslebens eine fundierte Kosten-
Nutzen-Rechnung zu erstellen.

Denken Sie, die Hilfen gehen zu weit?
Nein, wir hätten ohne die Sicherung der
Einkommen eine tiefe soziale und wirt-
schaftliche Krise. Ich halte auch die Bei-
träge an die Unternehmungen für ver-
tretbar, weil wir dank der Impfung da-
von ausgehen können, dass die Krise
nicht mehr allzu lange dauert.

Und wenn doch? Ist es finanzierbar und
sinnvoll, wenn der Staat Zehntausende
Firmen auf Monate hinaus alimentiert?

(Zögert.) Wenn die Impfstrategie nicht
aufgeht und die Krise länger dauert, stel-
len sich vermutlich schwierigere Fragen
als diese. Der Lockdown lässt sich nicht
ewig verlängern. Aber ich bin optimis-
tisch, dass wir in einigen Monaten das
Gröbste hinter uns haben.

Wie viele Schulden dürfte der Bund
in dieser Krise anhäufen – und wie
schlimm ist das?
2020 betrug der Fehlbetrag 15Milliarden
Franken.Wenn der Bund die Kosten der
Kurzarbeit weiterhin übernimmt, könnte
2021 eine ähnliche Summe dazukom-
men. Das sind insgesamt rund 4 Prozent

des Bruttoinlandprodukts. Das ist ein
enormer Schuldenaufbau in kurzer Zeit.
Aus zwei Gründen können wir trotzdem
einigermassen gelassen bleiben: Erstens
ist der Schuldenstand der Schweiz im
internationalen Vergleich tief. Seit 2005
hat der Bund etwa gleich viele Schulden
abgebaut, wie jetzt dazukommen dürf-
ten. Zweitens haben wir nach der Krise
immer noch unsere Schuldenbremse.Wir
können davon ausgehen, dass dank ihr
die Schulden wieder Jahr für Jahr leicht
abnehmen, erst recht im Verhältnis zur
Wirtschaftskraft, sobald die Wirtschaft
wieder wächst.

Aber ohne Sonderefforts wie Sparpakete
kann es über zwanzig Jahre dauern, bis
diese Schulden wieder abgebaut sind.
Möglich.Warten wir einmal ab, wie hoch
die Schulden wirklich ausfallen. Die Be-
dingungen für den Abbau hat das Parla-

ment schon festgelegt: keine Sparpakete
in den nächsten zwei, drei Jahren,weil sie
denAufschwung behindern würden.Und
Steuererhöhungen dürften auch darüber
hinaus keine Option sein.DieMehrwert-
steuer und die Lohnbeiträge müssen ver-
mutlich für die AHV und die berufliche
Vorsorge erhöht werden, da sollten wir
der Bevölkerung und der Wirtschaft
nicht noch weitere Zusatzbelastungen
zumuten.Also werden die Schulden wohl
wieder eher langsam abgebaut.

Was ist, wenn in wenigen Jahren die
nächste Pandemie kommt und der Staat
wieder im gleichen Ausmass helfen muss
wie heute?
Wenn wir damit rechnen, dass es peri-
odisch zu solchen Pandemien kommt,
sollten wir vorsorgen. In diesem Fall gilt
es zu analysieren, ob es neben der Ab-
sicherung der Einkommen auch eine
neue Absicherung für Verluste von Fir-
men braucht.Das wäre wohl so etwas wie
eine kollektive Pandemieversicherung.

Wenn wir die Pandemie einmal beiseite-
lassen, dann waren Ihre neun Jahre in der
Finanzverwaltung von aussen betrachtet
finanzpolitisch eigentlich recht gemäch-
lich. Die Einnahmen sprudelten . . .
Tatsächlich, vor allem die Firmen und
die Verrechnungssteuern sowie die tie-
fen Zinsen haben es uns in den zehn
Jahren vor der Pandemie leichtgemacht,
den Haushalt im Lot zu halten. Etwas
schwieriger waren die Jahre nach der
Aufhebung der Untergrenze des Fran-
kenkurses zum Euro. Das schwächere
Wachstum und die negative Teuerung
haben den Anstieg der Steuereinnah-
men vorübergehend gebremst und uns
gezwungen, drei Jahre lang das Aus-
gabenwachstum zu bremsen.

Sie sagen es: Der Bund konnte sich dar-
auf beschränken, das Ausgabenwachs-
tum zu drosseln, Sparen war keinThema.
Immerhin: Wir mussten drei Mal eine
Milliarde aus den Finanzplänen neh-
men. Die finanzpolitischen Spielräume
in den Jahren vor der Pandemie haben
wir genutzt, um die Bildungsausgaben

und Investitionen in die Verkehrsinfra-
struktur deutlich zu erhöhen, und auch,
um Schulden abzubauen. Gleichzeitig
wurden die Kantone unterstützt, um ihre
Unternehmensbesteuerung zu reformie-
ren, ohne für international tätige Firmen
an Attraktivität zu verlieren.Wir haben
damit wichtige Fortschritte erzielt.Aber
es bleiben leider drei grosse, ungelöste
Probleme, die mir Sorgen bereiten.

Welche?
Erstens die andauernde Überbewertung
des Frankens,die vor allem unsere Indus-
trie in eine schwierige Situation bringt.
Viele Stellen sind verschwunden. Unser
Arbeitsmarkt ist in den letzten zehn Jah-
ren vorwiegend in der Gesundheitsbran-
che und anderen staatsnahen Sekto-
ren gewachsen – das ist kein Modell für
die Zukunft. Die Schweiz braucht wie-
der ein breit abgestütztes Wirtschafts-
wachstum, auch im Export. Zweitens die
Altersvorsorge, die entweder mehr Bei-
träge, ein höheres Rentenalter oder bei-
des braucht.Unddrittens die ungebremst
steigenden Gesundheitskosten, die vor
allem auch Familien mit Kindern stark
belasten.Heute trägt niemanddieVerant-
wortung für dieEntwicklungderGesund-
heitskosten,das ist aufDauer kein gesun-
der Zustand.Deshalb will der Bundesrat
künftigZielwachstumsraten festlegen,die
denAnstieg eindämmen könnten.

Im Staatssekretariat für Wirtschaft und
in der Finanzverwaltung haben Sie mit
vier Bundesräten aus allen bürgerlichen
Parteien zusammengearbeitet: Doris
Leuthard, Johann Schneider-Ammann,
Eveline Widmer-Schlumpf, Ueli Maurer.
Jetzt können Sie es ja sagen: Mit wem
konnten Sie es am besten, mit wem war
es schwierig?
Ich habe mit allen gut und sehr gern zu-
sammengearbeitet.Alle haben verschie-
dene Charaktere, alle haben sich sehr
engagiert. Ich war stets dankbar, dass sie
mir – dem Gewerkschafter – Vertrauen
geschenkt haben.

Was ist Ihre Erfahrung: Kommt es darauf
an, wer im Bundesrat sitzt, oder ist es so-
wieso die Verwaltung, die das Sagen hat?
Die Verwaltung sorgt für die Umset-
zung der politischen Entscheide und für
Kontinuität. Sie ist professionell, neigt
aber dazu, den Status quo zu verwal-
ten. Sie kann die Politik nicht ersetzen.
Neue Impulse müssen aus dem Bundes-
rat oder dem Parlament kommen. Es
hängt auch stark vom jeweiligen Depar-
tementschef ab, ob eine Vorlage im Par-
lament oder an der Urne durchkommt.
Und gerade in Krisenzeiten wie heute, in
denen es oft einfach schnell gehen muss,
ist es entscheidend, welche Persönlich-
keiten im Bundesrat sitzen.

Früher waren Sie einer der prominen-
testen Gewerkschafter, heute sind Sie
quasi berufsmässig ein Rappenspalter –
wie geht das zusammen?
Das ist kein Gegensatz. Als Gewerk-
schafter habe ich mich für eine gute
soziale Absicherung eingesetzt, aber
nicht für einen zu starken Staat. Ich kann
mich daran erinnern, in einer Vernehm-
lassung Ende der 1990er Jahre die Hal-
bierung der Ausgaben für die Kommu-
nikation des Bundes gefordert zu haben.

Interview: Fabian Schäfer

«Die Tatsache, dass wir
finanzpolitisch gut
dastehen, rechtfertigt
für sich allein
keine zusätzlichen
Ausgaben.»

Serge Gaillard ist seit vierzehn Jahren in Spitzenpositionen in der Bundesverwaltung
tätig. Nun lässt er sich Ende Monat pensionieren. KARIN HOFER / NZZ

Die Schweiz
wird immer
mehrsprachiger
Alter und Bildungsniveau
gehören zu den treibenden Faktoren

SELINA SCHMID

«Grüezi», «bonjour», «buongiorno»,
«hello», «hola», «pershendetje», «bun
di». Die Bewohnerinnen und Bewohner
der Schweiz begrüssen sichmehrsprachig.
Mehr als zwei Drittel der Bevölkerung
ab 15 Jahren reden regelmässig mehr als
eine Sprache. Das geht aus einer neuen
Erhebung des Bundesamts für Statistik
(BfS) hervor. Zwischen 2014, dem Zeit-
punkt der letzten Befragung, und 2019
hat dieser Anteil weiter zugenommen.
Das BfS verwendet eine breite Defini-
tion der «regelmässig verwendeten Spra-
chen». Die Sprache soll mindestens ein-
mal pro Woche gesprochen, gehört, ge-
schrieben oder gelesen werden. Dabei
spielt keine Rolle, ob dies bei derArbeit,
im Austausch mit Familie oder Bekann-
tenoder beimMedienkonsum inderFrei-
zeit stattfindet. Auch verzichtet das BfS
darauf, die Sprachkenntnisse zu messen.

Drei Viertel sprechen Deutsch

Die wichtigsten Sprachen bleiben die
Landessprachen. Drei Viertel sprechen
deutsch, 39 Prozent sprechen französisch
und 15 Prozent italienisch. Nur 0,9 Pro-
zent sprechen mindestens einmal pro
Woche rätoromanisch. 39 Prozent der
Schweizer Wohnbevölkerung sprechen
zudem regelmässig schweizerdeutsch,
in der Deutschschweiz sind es 89 Pro-
zent. Der Tessiner und der bündnerita-
lienische Dialekt wurden in der Statis-
tik gemeinsam erfasst. In der jeweiligen
Region sprechen 36 Prozent diese Dia-
lekte, auf die ganze Schweiz gesehen sind
es 1,9 Prozent. Die Studienteilnehmer
stehen hinter der Mehrsprachigkeit der
Schweiz: 83,6 Prozent sind der Ansicht,
dass die Kenntnis mehrerer Landesspra-
chen für den Zusammenhalt der Schweiz
wichtig sei. Drei Viertel der Befragten
finden, Schüler sollten eine Landesspra-
che als erste Fremdsprache lernen. Und
dass Rätoromanisch mehr gefördert wer-
den sollte, finden knapp 60 Prozent der
Schweizerinnen und Schweizer.

Viele Leute bilden sich sprachlich wei-
ter: Jede fünfte Person ab 25 Jahren er-
weitert ihre Sprachkenntnisse in einer
oder mehreren Sprachen. Am häufigs-
ten wird Englisch (34 Prozent) gelernt,
danach folgen Deutsch (15 Prozent) und
Französisch (11 Prozent). Der Haupt-
grund für dasVokabelnbüffeln ist der Job.
Je nach Sprache unterscheidet sich jedoch
dieMotivation, beispielsweise lernen 53,3
Prozent Italienisch aus Liebe zur Sprache.

Englisch geläufig bei Jungen

Fast die Hälfte der Schweizer Bevölke-
rung spricht, hört oder liest regelmässig
englisch. Bei Schweizern zwischen 15
und 24 Jahren sind es gar 72,5 Prozent.
2014 waren es noch 10 Prozentpunkte
weniger. Je älter die Leute sind, umso
weniger geläufig ist ihnen dieWeltspra-
che:Nur 15Prozent der 75-Jährigen spre-
chen regelmässig englisch. Die unter
15-Jährigen sprechen häufig Nicht-Lan-
dessprachen wie Albanisch, Portugie-
sisch und Spanisch, Bosnisch,Kroatisch,
Montenegrinisch,SerbischundTürkisch.
Doch auch 70 weitere Sprachen werden
bei der jüngsten Generation zu Hause
gesprochen. 44 Prozent dieser Alters-
gruppe sind in regelmässigem Kontakt
mit mehreren Sprachen.

Ob mehrere Sprachen verwendet
werden, liegt vor allem am Alter, am
Bildungsstand und an einem Migra-
tionshintergrund. Der Anteil der Per-
sonen, die nur eine Sprache regelmässig
verwenden, steigt mit dem Alter. In der
Gruppe der 15- bis 24-Jährigen beträgt
er 13 Prozent, bei den Personen ab 75
Jahren hingegen 64 Prozent. Schweize-
rinnen und Schweizer mit einem Hoch-
schulabschluss verwenden häufiger meh-
rere Sprachen als Personen mit tieferem
Bildungsstand.Und 41 Prozent der Erst-
migranten sowie 49 Prozent der zweiten
oder dritten Generation benutzen regel-
mässig mindestens drei Sprachen, wäh-
rend es bei Personen ohne Migrations-
hintergrund nur 21 Prozent sind.

Ein profilierter
Chefbeamter
fab. · Serge Gaillard zählt zu den pro-
filiertesten Chefbeamten der Schweiz.
Der Zürcher ist seit 2012 Direktor der
Eidgenössischen Finanzverwaltung
(EFV), davor fungierte er als Direktor
fürArbeit im Staatssekretariat fürWirt-
schaft. Vor der Zeit beim Bund hatte
der Sozialdemokrat für den Schweize-
rischen Gewerkschaftsbund gearbeitet,
zuletzt als operativer Chef.Ende Januar,
ein halbes Jahr nach seinem 65.Geburts-
tag, geht er in Pension. Seine Nachfolge-
rin ist Sabine D’Amelio, bisherige Vize-
direktorin und Chefjuristin der EFV.
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